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I. Der Parteiausschluß als Rechtsproblem
Mitglied in einer politischen Partei zu sein, ist für den Bürger in vielfältiger Hin-
sicht von Bedeutung. Nicht nur ist die Mitgliedschaft der Weg, auf dem er in einer
repräsentativen Demokratie an der politischen Willensbildung teilnimmt. Auch
die Auswirk.ungen auf seine gesellschaftliche und wirtschaftliche Stellung sind
nicht zu unterschätzen. Diese sind umso stärker, je länger die Mitgliedschaft be-
steht und damit das Beziehungsgeflecht zu den anderen Mitgliedern der Partei
und zu deren Institutionen wächst. Der Verlust der Mitgliedschaft kann so für ein
langjähriges Mitglied existenzbedrohende Folgen haben. Man denke etwa an den
Handwerksmeister in einer kleinen Gemeinde, von dem sich die Kunden abwen-
den, die seiner bisherigen Partei angehören oder mit ihr sympathisieren, oder
man denke an den Angestellten, dem Beförderungschancen oder die Aussicht auf
eine Stelle bei einern neuen Arbeitgeber verbaut werden.
Anders als die Gewerkschaften, denen gegenüber der Bundesgerichtshof (BGH)
kürzlich einen Aufnahmeanspruch zu ihrem Zuständigkeitsbereich gehörender
Arbeitnehmer anerkannt hat 1), kann die Wichtigkeit der Mitgliedschaft die poli-
tischen Parteien nicht zur Aufnahme jedes beitrittswilligen Bürgers verpflichten.
Denn damit wäre die Parteifreiheit, von der das Funktionieren des demokrati-
schen Wettbewerbs abhängt, in einem wesentlichen Punkt außer Kraft gesetzt 2).
§ 10 Abs. 1 Satz 2 Parteiengesetz (PartG) stellt deshalb mit Recht den Parteien die
Ablehnung eines Aufnahmeantrags frei.
Auf die Regelung des Ausschlusses wirkt sich diese Bedeutung der Mitgliedschaft
jedoch aus. Sowohl die Ausschlußgründe wie das Ausschlußverfahren müssen so
ausgestaltet sein, daß den berechtigten Belangen des Mitglieds Rechnung getra-
gen wird. Die Grundregeln für die Berücksichtigung dieser Belange und ihre Ab-
wägung mit denen der Partei enthält das PartG, welches in § 10 Abs. 5 in Verbin-
dung mit § 14 ein justizförmiges Verfahren für den Ausschluß vorschreibt. Er-
gänzt werden diese Grundregeln durch die Bestimmungen in den Satzungen der
Parteien. Bei der CDU sind dies die §§ 11-14 des Statuts und die einschlägigen
Vorschriften der Parteigerichtsordnung (PG0). Der Interpretation und Anwen-
dung dieser Vorschriften, insbesondere durch das Bundesparteigericht der CDU
(BPG), gelten die nachfolgenden Überlegungen.

II. Die Voraussetzungen des Ausschlusses
L Die Regelung der Ausschlußgründe in § 10 Abs. 4 PartG und §§ 11-14 des Sta-
tuts der CDU
Nach § 10 Abs. 4 PartG kann ein Mitglied nur dann aus seiner Partei ausgeschlos-
sen werden, wenn es vorsätzlich gegen die Satzung oder erheblich gegen die
Grundsätze oder Ordnung der Partei verstößt und ihr damit schweren Schaden
zufügt.
a) Satzungsverstoß
Mit Satzung meint § 10 Abs. 4 PartG die in § 6 PartG vorgeschriebene, dem Bun-
deswahlleiter mitzuteilende schriftliche Satzung. Im Fall der CDU ist dies das Sta-
tut einschließlich der Finanz- und Beitragsordnung und der Parteigerichtsord-
nung, welche nach §§ 46 Abs. 5, 48 Satz 2 des Statuts Bestandteile desselben sind,
sowie die entsprechenden Bestimmungen der Landes- und Kreisverbände, nicht
hingegen die Geschäftsordnungen und die Ordnungen für die Fachausschüsse.

20



Als Verstoß kommt zunächst eine Verletzung von Verfahrensvorschriften der
Satzung, etwa bei der Aufstellung von Kandidaten oder bei Wahlen zu Parteior-
ganen in Betracht, so etwa wenn die Stimrnberechtigung manipuliert wird 3). Zu
denken ist weiter an die Nichtdurchführung gefaßter Beschlüsse durch den Bun-
desvorstand oder andere Organe der Partei (vgl. § 34 Abs. 1 Satz 2 des Statuts und
die entsprechenden Vorschriften der Landessatzungen). Schließlich rechnet hier-
her auch die Nichterfüllung der Beitragspflicht.

Der Verstoß muß vorsätzlich geschehen. Zutreffend führt deshalb nach § 7 Abs.
2 des Statuts die Nichtzahlung der Beiträge allein nur zum Ruhen der Mitglied-
schaftsrechte und berechtigt erst die Zahlungsverweigerung über einen längeren
Zeitraum trotz Zahlungsfähigkeit und Mahnung nach § 13 des Statuts zum Partei-
ausschluß.

Nicht zu den Satzungsverstößen nach § 10 Abs. 4 PartG zählt die Verletzung der
ungeschriebenen Mitgliedschaftspflichten, insbesondere der dem Parteimitglied
wie jedem Vereinsmitglied obliegenden Treuepflicht. Deren Verletzung gehört in
den Bereich des Verstoßes gegen die Ordnung der Partei. Soweit aber derartige
Pflichten in den Satzungen normiert werden, wie das für die Zugehörigkeit zu ei-
ner anderen politischen Partei, die Stellungnahme in Versammlungen oder Orga-
nen des politischen Gegners gegen die erklärte Politik der CDU, den Nichtbeitritt
zur CDU-Fraktion in einer Vertretungskörperschaft, die Veröffentlichung oder
den Verrat vertraulicher Parteivorgänge und die Veruntreuung von Parteivermö-
gen in § 12 des Statuts und etwa für die Nichtabrechnung von Spenden entspre-
chend den gesetzlichen und den Vorschriften der Finanzordnung der FDP in § 6
Abs. 2 der Satzung der FDP geschehen ist, kommt ein Satzungsverstoß in Be-
tracht. Wenn hiergegen eingewandt wird, auf diese Weise werde das Erfordernis
eines erheblichen Verstoßes gegen die Ordnung umgangen 4), überzeugt das
nicht. § 6 Abs. 2 Nr. 3 PartG respektiert ausdrücklich die Autonomie der Parteien
zur Festlegung der Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder. Zudem stellt das Erfor-
dernis des Vorsatzes, der auch die Kenntnis der entsprechenden Verbotsnorm der
Parteisatzung umfaßt 5) , ein Äquivalent zur Erheblichkeit dar, und bleibt hier wie
dort als Korrektiv die Notwendigkeit des Eintritts eines schweren Schadens.

b) Verstoß gegen die Grundsätze
Was § 10 Abs. 4 PartG unter Grundsätzen versteht, ist ihm selbst nicht zu entneh-
men. Gemeint sind die grundlegenden Wertvorstellungen der Partei und die
Kernaussagen ihres Programms. Was die CDU anlangt, so ergeben sich grundle-
gende Wertvorstellungen bereits aus dem Namen der Partei: Das Selbstverständ-
nis als christliche Partei besagt zwar nicht, daß die Zugehörigkeit zu einer der
christlichen Kirchen unabdingbare Voraussetzung der Mitgliedschaft sein soll,
aber es verpflichtet die Mitglieder auf ein politisches Handeln aus christlicher
Verantwortung und nach dem christlichen Sittengestz (vgl. § 1 des Statuts). Die
Zugehörigkeit zu einer Sekte, die diese Werte negiert oder gar bekämpft, stellt
deshalb einen solchen Grundsatzverstoß dar. Verpflichtet ist die CDU weiter auf
das demokratische Prinzip. Das Eintreten für eine totalitäre Staatsverfassung
oder für ein Wahlrecht, das nicht jedem Bürger die gleiche Stimme zuerkennt, wi-
derspricht dem. Schließlich gehört auch der Gedanke der Union, das heißt einer
Partei, die den Angehörigen beider großer christlicher Konfessionen offensteht,
zu den Grundsätzen.
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Programmatische Kernaussagen der CDU sind etwa das Bekenntnis zu Ehe und
Familie und zur Gleichberechtigung von Mann und Frau, zum nordatlantischen.
Bündnis und zur Entspannungspolitik gegenüber den östlichen Nachbarn, zur so-
zialen Marktwirtschaft und zur Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Unter-
nehmen und Betrieben sowie zur Tarifautonomie 6). Eine Herabsetzung der Insti-
tution der Ehe, der Ruf nach einer Beschränkung der Frau auf die Rolle als Haus-
frau, Propaganda für den Austritt aus der Nato, die Ablehnung jeglicher Entspan-
nungspoltik, das Eintreten für eine Marktwirtschaft in Reinkultur oder Aktionen
zur Abschaffung der Mitbestimmung oder der Tarifautonomie würden deshalb ei-
nen Grundsatzverstoß darstellen.
Die Bundesschiedskommission der SPD versteht unter Grundsätzen einer Partei
„nicht nur die Thesen, die in einem Grundsatzprogramm als langfristige politische
Zielsetzungen zusammengefaßt sind, sondern alle Beschlüsse, die durch die dazu
berufenen Parteiorgane für die politische Verhaltensweise und für die über den
Einzelfall hinausgehenden Normen gefaßt worden sind und nach innen die Ein-
haltung der Bestimmungen über die politische Willensbildung und nach außen
das einheitliche glaubwürdige Bild der Partei garantieren sollen" .7) Diese Auffas-
sung ist in der Literatur zutreffend auf Ablehnung gestoßen8). Sie überdehnt
nicht nur den Begriff der Grundsätze, sondern führt auch zu einer zu weitgehen-
den Befugnis der Parteiorgane, durch entsprechende Beschlüsse die Meinungs-
freiheit und den Meinungspluralismus in der Partei einzuschränken. Richtig ist
nur, daß Grundsätze auch einmal außerhalb des eigentlichen Parteiprogramms
festgelegt sein können. So wird man etwa den wesentlichen Gehalt der Beschlüsse
des 33. Bundesparteitags der CDU vom 20.-22. März 1985 zu einer Partnerschaft
von Mann und Frau, etwa zur Gleichwertigkeit der Arbeit in Beruf und Familie,
als einen Grundsatz ansehen müssen. Hingegen stellen die auf dem 32. Bundes-
parteitag vom 9. bis 11. Mai 1984 beschlossenen „Leitsätze für die 80er Jahre" als
zeitlich begrenzte Handlungsvorgaben keine solchen Grundsätze dar.
Ihre Funktion als Richtschnur für das politische Wirken der Partei und ihrer Mit-
glieder können Grundsätze nur erfüllen, wenn sie im gesamten Organisationsbe-
reich einheitlich gelten. Besondere Grundsätze einzelner Landes- oder Kreisver-
bände sind nicht anzuerkennen. Soweit diese Untergliederungen besondere Zie-
vorstellungen formulieren, etwa um besonders dringenden Problemen ihrer Re-
gion Rechnung zu tragen, vermögen sie jene nicht zu Grundsätzen zu erheben,
deren Verletzung einen Parteiausschluß rechtfertigen kann.

c) Ordnungsverstoß
Der Begriff der Ordnung umfaßt die Gesamtheit der ungeschriebenen Regeln für
das Verhalten der einzelnen Parteimitglieder, deren Beachtung als unerläßliche
Voraussetzung eines geordneten inneren Parteilebens anzusehen ist 9).
Gemeint sind in erster Linie die jedes Mitglied treffenden Loyalitäts- und Solida-
ritätspflichten gegenüber der Partei. Die Aufzählung dieser Pflichten in § 12 des
Statuts ist dabei keineswegs abschließend. Insbesondere kann auch die öffentli-
che Stellungnahme gegen die erklärte Politik der Partei, die außerhalb der in § 12
Nr. 2 des Statuts genannten Versammmlungen und Publikationen des politischen
Gegners stattfindet, die Ordnung verletzen. Auch wer sonst die Verwirklichung
eines Parteibeschlusses hintertreibt, begeht einen solchen Verstoß 10). Hingegen
ist der Versuch, auf dem satzungsmäßig vorgesehenen Weg die erklärte Politik
der Partei zu ändern, vom Demokratieprinzip gedeckt, das nach Art. 21 Abs. 1
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Satz 2 Grundgesetz (GG) auch für die Parteien gilt. Erst der unangemessene oder
zur Unzeit, etwa in einem laufenden Wahlkampf, erfolgende Vorstoß nimmt den
Charakter einer Verletzung der Ordnung an. Gegen die Ordnung verstößt auch
das Verächtlichmachen und die strafbare Beleidigung und Verleumdung anderer
Parteimitglieder ").

Problematisch ist, inwieweit auch das Verhalten eines Mitgliedes außerhalb des
Parteilebens als Verstoß gegen die Ordnung gewertet werden kann. Gewiß geht
es nicht an, jede Verletzung staatlicher Normen oder gar Verstöße gegen Moral-
vorstellungen ohne weiteres zur Grundlage von Parteisanktionen zu machen. Auf
der anderen Seite darf nicht verkannt werden, daß entsprechende Verstöße,
wenn sie schwerwiegender Art sind, das Ansehen einer Partei in der Öffentlich-.
keit stark beeinträchtigen können 12) . Es verhält sich nicht anders als im Arbeits-
verhältnis, wo das außerdienstliche Verhalten ausnahmsweise dann einen Grund
zur Kündigung darstellt, wenn es sich, wie das bei den Kirchen und bei sogenann-
ten Tendenzunternehmen der Fall sein kann, konkret auf die Glaubwürdigkeit
des Arbeitgebers auswirkt 13). Wenn § 14 Nr. 1 des Statuts die rechtskräftige Ver-
urteilung wegen einer ehrenrührigen strafbaren Handlung als Ausschlußgrund
nennt, so begegnet das jedenfalls keinen Bedenken 14).
d) Erheblichkeit des Verstoßes gegen Grundsätze oder Ordnung
Um einen Parteiausschluß begründen zu können, muß der Verstoß gegen die
Grundsätze oder die Ordnung erheblich sein; Vorsatz ist anders als beim Sat-
zungsverstoß nicht erforderlich.
Erheblich ist ein Verstoß nur, wenn er von einigem Gewicht ist. Dabei kommt es
auf die konkrete Situation sowie darauf an, wie diese sich aus der Sicht des Partei-
mitgliedes dargestellt hat 15). Bloß fahrlässiges Verhalten ist regelmäßig weniger-
schwerwiegend als vorsätzliches 16) . Mehrere für sich betrachtet noch nicht erheb-
liche Verstöße können dabei in ihrer Summierung die Erheblichkeit begrün-
'den 17). Allerdings muß zwischen den einzelnen Verstößen noch ein zeitlicher Zu-
sammenhang bestehen. Ein lange zurückliegender Verstoß ist nicht mehr geeig-
net, das Gewicht eines erneuten Verstoßes zu verstärken.

e) Eintritt eines schweren Schadens
Gemeinsame Voraussetzung für den Ausschluß in allen drei Fallgruppen ist zu-
sätzlich der Eintritt eines schweren Schadens für die Partei. Gemeint ist damit in
erster Linie der politische Schaden für die Partei, also der Schaden für ihre Stel-
lung im Meinungskampf der Parteien, für ihr Ansehen in der Öffentlichkeit und
für die Durchsetzung ihrer politischen Ziele. In Betracht kommt aber auch ein in-
nerparteilicher Schaden, etwa der Verlust von Mitgliedern oder die Störung des
innerparteilichen Klimas 18).
Der Schaden muß tatsächlich eingetreten sein. Daß ein Verhalten, wie das in § 12
des Statuts geschehen ist, für „parteischädigend" erklärt wird, reicht nicht aus.
Auf der anderen Seite wäre der Begriff des Schadens aber zu eng verstanden,
wollte man verlangen, daß sich der Verstoß in exakt meßbaren Einbußen, etwa ei-
nem Stimmverlust bei Wahlen, einem Mitgliederschwund oder in der Verfehlung
eines konkreten politischen Ziels niedergeschlagen hat. Es muß genügen, wenn
eine schwere Beeinträchtigung der politischen Stellung der Partei oder eine
schwere Erschütterung ihres inneren Zusammenhalts eingetreten ist. Die Formu-
lierung des BPG 19), die bloße Möglichkeit oder Wahrscheinlichkeit des Eintritts
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eines Schadens reiche als Grundlage für den Ausschluß nicht aus, darf also nicht
mißverstanden werden.
2. Der Ausschluß als Ermessensentscheidung
§ 10 Abs. 4 PartG schreibt keineswegs vor, daß bei Vorliegen seiner Vorausset-
zungen das betroffene Mitglied aus der Partei ausgeschlossen werden muß. Viel-
mehr legt die Vorschrift dem nach § 10 Abs. 5 Satz 1 PartG zur Entscheidung über
den Ausschluß berufenen Parteigericht eine Ermessensentscheidung auf. Ver-
kennt ein Parteigericht diese Pflicht zur Ermessensausübung, so ist seine Ent-
scheidung allein deshalb fehlerhaft. Der Ausschlußentscheidung muß zu entneh-
men sein, daß sich das Parteigericht dieser Möglichkeit bewußt war und die für
und gegen den Betroffenen sprechende Umstände gegeneinander abgewogen
hat 2°) .
Zu berücksichtigen sind bei diesen Ermessungsentscheidungen auf der Seite des
betroffenen Mitglieds die objektive Schwere des Verstoßes einerseits, der Grad
des Verschuldens und die Auswirkungen des möglichen Ausschlusses auf seine
wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung andererseits. Auf der Seite der Par-
tei ist auf das Ausmaß des eingetretenen Schadens und die Möglichkeit, diesen
Schaden wiedergutzumachen, sowie auf ein etwaiges Mitverschulden von Partei-
organen bei der Schadensentstehung und Schadensentwicklung abzustellen.
Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit muß abgewogen werden, ob der-
Ausschluß die gebotene Reaktion ist oder eine der in § 10 Abs. 2 des Statuts ge-
nannten Ordnungsmaßnahmen (Verwarnung, Verweis, Enthebung von Par-
teiämtern oder der Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung von Parteiämtern
auf Zeit) ausreicht 21). Zu beachten ist auch der Grundsatz der gleichmäßigen Be-
handlung der Parteimitglieder: Wenn die Partei bei anderen Mitgliedern, denen
unter den gleichen Umständen der gleiche Verstoß zur Last fällt, ohne sachlichen
Grund, der eine unterschiedliche Behandlung rechtfertigt, auf den Ausschluß
verzichtet, ist der Ausschluß ermessensfehlerhaft 22).

3. Parteiausschluß, freies Wahlrecht und freies Mandat

a) Die Kandidatur auf fremden Listen und die Unterzeichnung fremder
Wahlvorschläge
Das BPG 23) hat ausgesprochen, daß für CDU-Mitglieder die Gründung einer
(christlichen) Wählergemeinschaft und die Kandidatur für diese ohne Einwilli-
gung des dazu berufenen Parteiorgans ein parteischädigendes Verhalten darstellt.
Dem ist zuzustimmen. Die Mitgliedschaft verpflichtet nicht nur zum Einsatz für
die Partei, sie schließt auch den Einsatz für eine gegnerische Partei oder Vereini-
gung aus. Ein solcher Einsatz ist illoyal und verletzt damit die Ordnung der Partei.
Die Wertung als Ordnungsverstoß berührt zwar das passive Wahlrecht des betref-
fenden Mitglieds insofern, als es für die fremde Liste nur um den Preis von Sank-
tionen der eigenen Partei kandidieren kann. Aber sie verletzt dieses Recht nicht.
Denn die Sanktionen sind nur die Kehrseite der Bindung, die der Betreffende
durch den Beitritt in die Partei selbst eingegangen ist 24).
Die Kandidatur auf einer fremden Liste und erst recht deren Gründung stellen in
der Regel auch einen erheblichen Ordnungsverstoß dar, der zu einem schweren
Schaden für die Partei führt. Denn ein solcher Vorgang schwächt zumeist das An-
sehen der Partei in der Öffentlichkeit, indem er den Eindruck mangelnder Ge-
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schlossenheit und damit auch mangelnder Durchsetzungskraft erweckt. Zugleich
führt ein solcher Verstoß typischerweise zu innerparteilicher Zerstrittenheit.
Ausnahmen sind freilich denkbar. So können, wie der BGH in dem erwähnten,
Urteil ausgeführt hat, bei Wahlen unterhalb der Schwelle der allgemeinen Kom-
munalwahlen man denke etwa an einen kommunalen Ausländerbeirat örtliche
Besonderheiten innerhalb der Partei selbst und in der Bürgerschaft, persönliche
Motive des Mitgliedes und andere Umstände so beschaffen sein, daß sich der an-
gerichtete Schaden in engen Grenzen hält.

Das BPG hat in seinem Beschluß zu Recht hervorgehoben, daß ein Verstoß gegen
die Ordnung dann nicht vorliegt, wenn die zuständigen Organe der Partei der
Gründung der fremden Liste und der Kandidatur auf ihr zugestimmt haben. An
einer Verletzung der Loyalitätspflicht fehlt es auch, wenn die Partei an der betref-
fenden Wahl selbst nicht teilnimmt, und die Liste, auf der das Mitglied kandidiert,
nicht in politischer Gegnerschaft zu der Partei steht. Gibt es bei einer Kommunal-
wahl keine CDU-Liste, so dürfen die CDU-Mitglieder zwar nicht auf der Liste der
SPD, wohl aber auf der Liste einer kommunalen Wählergemeinschaft kandidie-
ren.

Auch in der Unterzeichnung fremder Wahlvorschläge liegt ein Einsatz für den po-
litischen Gegner und damit ein Verstoß gegen die Ordnung der Partei, der durch,
das aktive Wahlrecht nicht gedeckt ist 25). In der Regel wird ein solcher Ordnungs-
verstoß auch als erheblich anzusehen sein. Hingegen hängt der Eintritt eines
schweren Schadens davon ab, ob das Verhalten des Mitglieds außerhalb oder in-
nerhalb der Partei überhaupt publik wird.

b) Nichtzugehörigkeit von Mandatsträgern zur Fraktion der Partei
Nach § 12 Nr. 3 des Statuts begeht ein als Kandidat der CDU in eine Vertretungs-
körperschaft gewähltes Mitglied einen — naturgemäß stets vorsätzlichen — Sat-
zungsverstoß, wenn es der CDU-Fraktion nicht beitritt oder aus ihr ausscheidet.
Unabhängig davon stellt ein solches Verhalten auch einen erheblichen Ordnungs-
verstoß dar: Die Beteiligung einer Partei an den Wahlen zu einer Vertretungskör-
perschaft erfolgt mit dem Ziel, dort die politischen Auffassungen der Partei in ei-
ner Fraktion der gewählten Parteimitglieder zur Geltung zu bringen. Dabei geht
es nicht nur um eine möglichst einheitliche Meinungsbildung, sondern auch um
die organisatorischen Voraussetzungen einer effektiven Arbeit, bis hin zu der
Vertretung in den Ausschüssen und der Ausübung von Rede- und Antragsrech-
ten. Der Verwirklichung dieses, jedem Kandidaten bekannten Ziels läuft es zuwi-
der, wenn ein gewähltes Mitglied der Fraktion nicht angehört.In gleicher Weise
ist ein Ordnungsverstoß gegeben, wenn das gewählte Mitglied sein kommunales
Mandat gar nicht wahrnimmt und so die Fraktion schwächt 26).

In der Regel folgt aus einem solchen Ordnungsverstoß auch ein schwerer Scha-
den, und zwar einerseits wegen der Beeinträchtigung des Erscheinungsbildes der
Partei in der Öffentlichkeit und andererseits wegen der Behinderung der Arbeit
der Fraktion in der Vertretungskörperschaft. Weder im einen noch im anderen
Fall werden das freie Mandat oder die negative Vereinigungsfreiheit des Gewähl-
ten durch einen etwaigen Parteiausschluß oder eine andere Ordnungsmaßnahme
verletzt, denn die Pflicht zur Fraktionsmitgliedschaft ist direkter Ausfluß seiner
eigenen Entscheidung, für die Partei zu kandidieren.
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c) Das von Partei- oder Fraktionsbeschlüssen abweichende Stimmverhalten
in Vertretungsorganen
Nach Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG und den entsprechenden Vorschriften der Landes-
verfassungen sind die Abgeordneten des Bundestages und der Landesparlamente
bei der Ausübung ihres Mandates an Aufträge und Weisungen nicht gebunden
und nur ihrem Gewissen unterworfen. Entsprechend bestimmen die Gemeinde-
und Landkreisordnungen übrigens seit der Stein'sehen Städteordnung von 1808
—, daß die Gemeinderäte und Kreisverordneten im Rahmen der Gesetze nach ih-
rer freien, nur durch das öffentliche Wohl bestimmten 'Überzeugung entscheiden
und an Verpflichtungen und Aufträge, welche diese Freiheit beschränken, nicht
gebunden sind27). Es liegt auf der Hand, daß die Erfüllung dieser Verpflichtung,
sich bei Ausübung des Mandats nur von der eigenen Überzeugung leiten zu las-
sen, wesentlich erschwert wird, wenn ein bestimmtes Abstimmungsverhalten.
durch Ordnungsmaßnahmen der Partei, insbesondere durch einen Parteiaus-
schluß sanktioniert werden kann. Denn das Mitglied der Vertretungskörperschaft
muß dann, wenn es in einer bestimmten Frage abweichend von der Auffassung
seiner Partei votieren will, die vielfältigen, in der Einleitung geschilderten Aus-
wirkungen eines Verlustes der Mitgliedschaft auf sich nehmen.
Nach meiner Auffassung muß dieser Konflikt zwischen freiem Mandat und Par-
teidisziplin zugunsten des freien Mandats entschieden werden:
Mit der Institution des freien Mandats haben die genannten Bestimmungen des
Grundgesetzes, der Landesverfassungen und der Kommunalgesetze eine Grund-
entscheidung für den repräsentativen Status der Abgeordneten und gegen einen
zu Ende gedachten Parteienstaat getroffen28). Der Respekt vor dieser Grundent-
scheidung gebietet es, das freie Mandat vor Funktionsstörungen zu bewahren.
Eine solche Funktionsstörung aber wäre es, wenn der Abgeordnete bei der Aus-
übung seines Mandats unter dem Damoklesschwert des Parteiausschlusses
stünde, der für ihn häufig das Ende seiner politischen Tätigkeit bedeutet und ge-
wichtige Nachteile für seine weitere wirtschaftliche und gesellschaftliche Stellung
mit sich bringt29).
Daß der Vorrang des freien Mandats vor der Parteidisziplin innerhalb der CDU
akzeptiert wird, mögen als Beispiele die Vereinbarung über die Fraktionsgemein-
schaft zwischen CDU und CSU für die 10. Legislaturperiode des Deutschen Bun-
destages39 und auf der Ebene der kommunalen Vertretungskörperschaften die
Geschäftsordnung der CDU-Stadtratsfraktion Freiburg in der Fassung vom
14.1.1985 zeigen. Erstere erklärt in Punkt 10: „Die Abstimmung ist frei; es gibt
keinen Fraktionszwang." Letztere bestimmt ebenfalls ausdrücklich, daß die Frak-
tion bei Abstimmungen keinen Fraktionszwang kennt und daß die Fraktionsmit-
glieder berechtigt sind, Ansichten, die von der Mehrheitsmeinung der Fraktion
abweichen, in der Öffentlichkeit zu vertreten, sofern die abweichende Auffas-
sung als solche entsprechend herausgestellt wird. Auch nach Meinung der Bun-
desschiedskommission der SPD besteht die angemessene Reaktion der Partei auf
„politisches Fehlverhalten" ihrer Mandatsträger im Regelfall nicht im Parteiaus-
schluß, sondern in der Nichtaufstellung desselben bei der nächsten Wah131).

Anders ist der Konflikt zwischen freiem Mandat und Parteidisziplin allerdings
dann zu entscheiden, wenn der Mandatsträger mit seinem Abstimmungsverhal-
ten gegen die Grundsätze seiner Partei im oben unter II 1 b dargestellten Sinne
verstößt. Das freie Mandat kann die Partei nicht dazu zwingen, ein Mitglied in ih-
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ren Reihen zu dulden, das ihre programmatischen Kernaussagen mißachtet und
damit zum politischen Gegner wird. Ein Bundestagsabgeordneter der CDU, der
einer Entscheidung zustimmt, die den Austritt der Bundesrepublik Deutschland
aus der Nato fordert, muß aus der Partei ebenso ausgeschlossen werden können,
wie ein Gemeinderat der CDU, der der Bewilligung von Zuschüssen für eine Ver-
einigung zustimmt, die den Kampf gegen Ehe und Familie auf ihre Fahnen ge-
schrieben hat.
Das freie Mandat wird durch einen Parteiausschluß dann nicht tangiert, wenn
nicht das Abstimmungsverhalten als solches, sondern ein bei seiner Gelegenheit
erfolgendes Fehlverhalten sanktioniert wird. Insbesondere befreit das freie Man-
dat den Abgeordneten nicht von der Einhaltung der Geschäftsordnung seiner
Fraktion. Wer zum Beispiel entgegen den Bestimmungen der Geschäftsordnung
sein abweichendes Abstimmungsverhalten nicht vorher ankündigt oder in der Öf-
fentlichkeit die Abweichung nicht kenntlich macht, begeht einen Ordnungsver-
stoß, der auch sanktioniert werden kann.
Die vorstehenden Ausführungen gelten in gleicher Weise wie für Sachentschei-
dungen auch für Entscheidungen in Personalfragen. Allerdings muß es sich uni
Entscheidungen handeln, die der Abgeordnete in Ausübung seines freien Man-
dats trifft. Dazu rechnet wohl die Abstimmung bei der Wahl in ein kommunales
Amt, nicht aber die Kandidatur für dieses. Mit der Kandidatur macht der Man-
datsträger lediglich von einem ihm wie allen Bürgern zustehenden Recht Ge-
brauch. Bei diesem Gebrauch ist er wie alle anderen Parteimitglieder der Partei-
disziplin unterworfen mit der Folge, daß ein Ausschluß in Betracht kommt, wenn.
er entgegen der Beschlußlage von Partei oder Fraktion deren Kandidaten Kon-
kurrenz macht. 32)

III. Das Ausschlußverfahren
1. Die Regelung des Ausschlußverfahrens in den §§ 10 Abs. 5, 14 PartG, §§ 11
Abs. 2,6 des Statuts sowie der Parteigerichtsordnung (PG0) der CDU
Wegen der schwerwiegenden Auswirkungen für das betroffene Mitglied behält §
10 Abs. 5 Satz 1 PartG die Entscheidung über den Parteiausschluß den Partei-
schiedsgerichten vor. Die Parteivorstände, die andere Ordnungsmaßnahmen
selbst verhängen (vgl. § 10 Abs. 3 Nr. 3 PartG), können den Parteiausschluß le-
diglich beantragen (vgl. § 11 Abs. 2, 3 des Statuts); nur wo ein sofortiges Eingrei-
fen geboten ist, haben sie die Möglichkeit, ein Mitglied von der Ausübung seiner
Rechte auszuschließen (§ 10 Abs. 5 Satz 3 PartG), was nach § 11 Abs. 6 Satz 2 des
Statuts gleichzeitig als Antrag auf Einleitung des Ausschlußverfahrens gilt.
§ 10 Abs. 5 Satz 2 PartG gewährleistet die Berufung an ein Parteigericht höherer
Stufe. Dem kommt die Parteigerichtsordnung der CDU in ihren §§ 37 ff. nach.
Darüber hinaus eröffnet sie in § 42 mit der Rechtsbeschwerde an das Bundespar-
teigericht eine dritte Instanz. Diese ist auf die Nachprüfung der richtigen Rechts-
anwendung durch das Landesparteigericht beschränkt, kann also auch nicht ge
mäß § 31 Abs. 3 PG0 anstelle des Ausschlusses eine Ordnungsmaßnahme festset-

-

zen33) .
Vorschriften für die Besetzung der Parteigerichte enthält § 14 Abs. 2 PartG: Die
Mitglieder werden für höchstens 4 Jahre gewählt, dürfen nicht Mitglied des Vor-
standes der Partei oder eines Gebietsverbandes sein oder in einem Dienstverhält-
nis zu diesem stehen und sind unabhängig und an Weisungen nicht gebunden.
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Konkretisiert sind diese Bestimmungen in den Vorschriften der §§ 1 — 10 PGO
über die Gerichtsverfassung.
Für das Verfahren vor den Parteigerichten schreibt § 14 Abs. 4 PartG den Erlaß
einer Schiedsgerichtsordnung vor, die den Beteiligten rechtliches Gehör, ein ge-
rechtes Verfahren und die Ablehnung eines Mitglieds des Schiedsgerichts wegen.
Befangenheit gewährleisten muß. Dazu tritt speziell für den Ausschluß das Ge-
bot, die Entscheidung schriftlich zu begründen (§ 10 Abs. 5 Satz 3 PartG). Mit ei-
nem gerechten Verfahren meint das Gesetz dabei vor allem die Grundsätze, die
die Waffengleichheit der Verfahrensbeteiligten gewährleisten, also abgesehen
von dem Recht der Befangenheitsablehnung die Möglichkeit, sich eines Beistan-
des zu bedienen, und, etwa durch Beweisanträge, Einfluß auf den Ablauf des
Verfahrens zu nehmen 34). Hingegen zählt der Grundsatz der Öffentlichkeit, wie
er vor staatlichen Gerichten nach § 169 GVG gilt, nicht hierher. Ein Verfahren
vor einen-1 Parteigericht kann auch gerecht sein, wenn es nicht öffentlich stattfin-
det (wie bei der CDU nach § 27 PG0) oder nur den Parteimitgliedern zugänglich
ist (wie bei der SPD nach § 16 Abs. 1 Satz 1 Schiedsordnung oder bei der FDP
nach § 22 Abs. 2 Schiedseerichts0) 35) . Es ist legitim, wenn die Parteien durch den
Ausschluß der (Partei-)Öffentlichkeit der gerade in Ausschlußverfahren nahelie-
genden Gefahr vorbeugen, daß durch eine Publizität der dem Verfahren zu-
grunde liegenden Vorgänge weiterer Schaden angerichtet wird.
Statut und PGO der CDU erfüllen die Anforderungen des PartG an das Verfah-
ren: Die Schriftlichkeit der Begründung ist in § 11 Abs. 5 des Statuts i.V.m. § 32
PGO festgelegt, das Ablehnungsrecht ergibt sich aus § 15 PGO i.V.m. den §§ 41
ff. der Zivilprozeßordnung (ZPO). Rechtliches Gehör und gerechtes Verfahren
sind durch die Verfahrensvorschriften der §§ 22 ff. PGO und die Generalverwei-
sung auf die Verwaltungsgerichtsordnung (VwG0) in § 44 P00 gewährleistet.
Daß Beistände und Verfahrensbevollmächtigte Mitglied der CDU oder der CSU
sein müssen (§ 18 Abs. 2 P00), beeinträchtigt die Waffengleichheit nicht. Aller-
dings muß das Parteigericht dann, wenn das Mitglied ein als Beistand genügend
qualifiziertes Parteimitglied nicht findet, von der Möglichkeit Gebrauch machen,
ausnahmsweise ein Nichtparteimitglied als Beistand zuzulassen. Nur bei einfach
gelagerten Fällen kann man dem Mitglied zumuten, sich selbst zu verteidigen 36).
Unabhängig von den Vorschriften des PartG und der Satzungsregelung der CDU
gelten für das Ausschlußverfahren die Verfahrensgrundsätze des Art. 103 Abs. 2,
3 GG, also das Verbot, ein Verhalten zu sanktionieren, das nicht zuvor unter die
Sanktion gestellt war („nulla poena sine lege") oder welches bereits durch andere
Maßnahmen sanktioniert worden ist („ne bis in idern"). Dies folgt aus dem allge-
meinen Vereinsrecht, dem die Parteien ebenfalls unterliegen 37).

2. Einzelne Verfahrensgrundsätze
a) Die ordnungsgemäße Besetzung des Gerichts
Die Frage der ordnungsgemäßen Besetzung hat das Bundesparteigericht der
CDU wiederholt beschäftigt. Was die Unvereinbarkeitsvorschrift des § 14 Abs. 2
Satz 2 PartG angeht, so hat es ausgesprochen, daß auch Vorstandsmitglieder von
Ortsverbänden nicht den Parteigerichten angehören dürfen und daß die Verlet-
zung dieser Vorschrift einen absoluten Revisionsgrund darstellt, der stets zur
Aufhebung und zur Zurückverweisung der Sache an das Landesparteigericht
führt 38). Ausgeschlossen von der Mitwirkung an der Entscheidung ist ein Partei-
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gerichtsmitglied auch dann, wenn es von der Handlung, derentwegen der Aus-
schluß beantragt ist, selbst betroffen ist 39). Ein Besetzungsfehler liegt schließlich
auch vor, wenn das Parteigericht nicht ordnungsgemäß gewählt worden ist 49 .
Die Ablehnung wegen Befangenheit richtet sich nach den in § 15 PGO in Bezug
genommenen §§ 42 ff. ZPO. Danach muß sich die Ablehnung auf einen konkre-
ten Richter beziehen 41). Sie ist begründet, wenn ein Umstand vorliegt, der geeig-
net ist, Mißtrauen des vom Ausschlußverfahren betroffenen Mitglieds gegen die
Unparteilichkeit des Mitglieds des Parteigerichts zu rechtfertigen, mag diese Un-
parteilichkeit in Wahrheit auch fortbestehen 42).

b) Rechtliches Gehör
Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs wird, soweit er nicht schon in den Verfah-
rensvorschriften der P00 Ausdruck findet, durch die Bestimmungen der VwG0 ,
insbesondere durch deren § 86 Abs. 3 über die prozessuale Fürsorgepflicht des
Vorsitzenden konkretisiert. § 265 der Strafprozeßordnung, der im Strafverfahren
dem Gericht auferlegt, den Angeklagten auf eine Veränderung des rechtlichen.
Gesichtspunktes hinzuweisen, kann weder direkt noch indirekt angewandt wer-
den 43) .
§ 26 Abs. 3 PGO läßt eine Verhandlung ohne Anwesenheit der Beteiligten zu,
wenn diese darauf in der Ladung hingewiesen worden sind. Der Grundsatz des
rechtlichen Gehörs gebietet keine mündliche Verhandlung). Wünscht jedoch
ein Beteiligter, angehört zu werden, so muß dies auch geschehen. Das BPG hat
aus diesem Grund die Entscheidung eines Landesparteigerichts aufgehoben, wel-
che ohne Anhörung des Vorsitzenden des beteiligten Kreisverbandes erging, ob-
wohl dieser sich im gleichen Gebäude abrufbereit aufhielt 45).
Daß das erstinstanzliche Kreisparteigericht das rechtliche Gehör verletzt hat, be-
gründet eine Aufhebung der zweitinstanzlichen Entscheidung des Landespartei- ,

gerichts durch das Bundesparteigerichts nicht, wenn das Landesparteigericht je-
nen Grundsatz beachtet hat. Denn damit ist der erstinstanzliche Verfahrensver-
stoß geheilt 46).
c) „Nulla poena sine lege"
Ein Mitglied kann aus seiner Partei nur ausgeschlossen werden, wenn der Vor-
gang, dessentwegen der Ausschluß erfolgen soll, in dem Zeitpunkt, in dem er sich
ereignet hat, bereits einen Ausschlußgrund darstellte. Dies ist vor allem für den
Verstoß gegen die Grundsätze der Partei von Bedeutung. Legt der Bundespartei-
tag, etwa durch Änderung des Grundsatzprogramms, neue Grundsätze fest, so
kann ein Mitglied, welches die Festlegung auf diese Grundsätze scharf bekämpft
hat, nicht ausgeschlossen werden, es sei denn, es setzt diesen Kampf nach der Be-
schlußfassung fort.
d) „Ne bis in idem"
Ist ein Mitglied wegen eines Verstoßes gegen seine Mitgliedschaftspflichten be-
reits mit einer Ordnungsmaßnahme nach § 10 Abs. 2 des Statuts belegt worden,
so kommt eine erneute Ahndung mit einem Ausschluß nicht in Betracht. Daß für
den Parteiausschluß die Parteigerichte und für die Verhängung von Ordnungs-
maßnahmen die Parteivorstände zuständig sind, ändert daran nichts. Für den
Grundsatz „ne bis in idem" müssen der Partei, wie jedem Verein, die Maßnahmen
aller ihrer Organe zugerechnet werden. An die einmal ergangene Entscheidung
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ist die Partei auch dann gebunden, wenn sich später herausstellt, daß das Maß der
Pflichtverletzung oder der angerichteten Schaden wesentlich größer waren, als
bei der ersten Ahndung angenommen 47).
e) Der Austritt als Verfahrenshindernis
Tritt ein Mitglied, gegen das ein Ausschlußverfahren läuft, vor der endgültigen
Entscheidung über den Ausschluß aus der Partei aus, so endet das Verfahren. Die
Zuständigkeit der Parteigerichte erstreckt sich nur auf Streitigkeiten zwischen der
Partei und ihren Mitgliedern48). Eine „Fortsetzungsfeststellungsklage", wie sie
das Bundesparteigericht in Anwendung von § 113 Abs. 1 Satz 4 VwG() sonst bei.
Erledigung des Streits für möglich hält49), kommt bei Ausschlußverfahren des-
halb nicht in Betracht.

IV. Die Überprüfung des Ausschlusses durch die staatlichen Gerichte
Bei den Parteigerichten handelt es sich nicht um Schiedsgerichte i.S. der §§ 1025
ff. ZPO. Ihre Entscheidungen unterliegen deshalb auch nicht nur der einge-
schränkten Überprüfung nach § 1041 ZPO, sondern sind der gerichtlichen Kon-
trolle unterworfen, die auch sonst für vereinsrechtliche Disziplinarmaßnahmen
gilt5°)
Diese Kontrolle erstreckt sich einmal auf die Ermittlung der Tatsachen, die der
Disziplinarmaßnahme — hier also dem Parteiausschluß — zugrundeliegen51). Ist
zum Beispiel ein Mitglied wegen der Veruntreuung von Parteivermögen ausge-
schlossen worden, muß die Partei im Falle der Anfechtung des Ausschlusses also
auch zur Überzeugung der staatlichen Gerichte den Nachweis führen, daß die
Veruntreuung tatsächlich stattgefunden hat.
Zum anderen erstreckt sich die Kontrolle auf die Rechtsanwendung: Die staatli-
chen Gerichte prüfen nach, ob die Parteigerichte das satzungsmäßig vorgeschrie-
bene Verfahren beachtet haben und auch sonst keine Gesetzes- oder Satzungsver-
letzungen vorgekommen sind52). Beispiel für einen Verfahrensfehler wäre der
Ausschluß durch ein Parteigericht, welches nicht ordnungsgemäß besetzt ist. Eine
sonstige (materiellrechtliche) Gesetzesverletzung läge zum Beispiel vor, wenn
das Parteigericht § 10 Abs. 4 PartG falsch auslegt, indem es etwa auch Geschäfts-
ordnungen und Ordnungen für Fachausschüsse zum Begriff der Satzung rechnet.
Beispiel für eine sonstige Satzungsverletzung wäre die Fehlinterpretation des Be-
giffs „Vertraulicher Parteivorgang" in § 12 Nr. 4 des Statuts der CDU dahin, daß
er jede nichtöffentliche Äußerung in einer Parteiversammlung umfaßt.
Allerdings steht den Parteigerichten bei der Interpretation der Ausschlußvoraus-
setzungen insoweit ein Beurteilungsspielraum zu, als diese in unbestimmten
Rechtsbegriffen fixiert sind. Hinsichtlich der Frage, ob ein „erheblicher" Verstoß
gegen Ordnung oder Grundsätze vorliegt, und ob ein „schwerer" Schaden einge-
treten ist, können die staatlichen Gerichte ihre Beurteilung nicht schlechthin an
die Stelle der Wertungen setzen, nach denen die Partei leben und ihre Ziele ver-
folgen will53). Insoweit kann die Beuteilung durch die Parteigerichte nur auf ihre
Vertretbarkeit überprüft werden54).
Nur eingeschränkt nachprüfen können die staatlichen Gerichte auch die Ermes-
sensausübung durch die Parteigerichte. Sind nach Gesetz und Satzung die Vor-
aussetzungen für einen Parteiausschluß gegeben, so ist die Entscheidung des Par-
teigerichts für den Ausschluß nur darauf zu kontrollieren, ob sie grob unbillig
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oder willkürlich ist. Dies ist etwa bei der Verletzung des Gleichbehandlungs-
grundsatzes der Fa1155).
Eine Anrufung der staatlichen Gerichte wegen eines Parteiausschlusses kommt
erst in Betracht, wenn der in der PGO vorgesehene partelinterne Instanzenzug er-
schöpft ist. Nur wenn dieser Instanzenzug sich ungebührlich verzögert, kann der
Weg zu den staatlichen Gerichten auch schon vorher beschritten werden 56).
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36) Vgl. BGH vom 24. 10. 1974, NJW 1975, 160.

37) Vgl. Reichert/Dannecker/Kühr, Handbuch des Vereins- und Verbandsrechts, 3. Aufl. 1984, Rdnr..
1134; zur Bindung der Parteien an das allgemeine Vereinsrecht siehe auch BPG vom 10. 12. 1983 —
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